
Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirt3chaf!tsJtönpB2^' 
rium hat eich i n seiner 23* Sitzung vom 21. und 22» Feb:*uar 
1953 mit dem Problem der Integration der europäischen .Lgrar-
märkte (sogenannte Agrarunion; befasst und i s t dafoei zu f o l - 7 — 
genden Ergebnissen gekommen. / G'***- Nf- U^J' 

I. " ? 
Der Wissenschaftliche Beirat begrttsst die Bestrebungen zur 
Integration der europäischen Wirtschaft. Wie i n seinem 
Gutachten vom 14» Dezember 1952 ausgeführt, hält er aber 
eine Reihe von additiven, z e i t l i c h nacheinander zu schaf
fenden, branohenmässlgen Integrationen für einen gefährli
chen Umweg» Entgegen den Bestrebungen zur Integration e i n 
zelner Branchen oder Wirtschaftszweige betont der Beirat 
die Notwendigkeit einer a l l e Wirtschaftszweige gleichzeitig 
umfassenden Integration. Sie wirft umsoweniger organisato
rische Probleme auf, je weniger man institutionelle Sonder
regelungen für einzelne Wirtschaftszweige anstrebt» Libe
ralisierung des Aussenhandels und Zollunion sind auch nur 
Wege zu einer europäischen Wirtschaftseinheit, aber noch 
nicht das Z i e l . Trotzdem sind sie als Etappen« gesamtwirt
schaftlich gesehen, immer noch jedem Versuch einer bran-
chenmässigen Integration vorzuziehen, die der Herausbildung 
eines echten interdependenten europäischen Wirtschafts
systems nur Schwierigkeiten bereitet» 
Integrationen auf einzelnen sektoren führen zu einseitigen 
Verlagerungen der Güterströme, die das Ineinandergreifen 
der beteiligten Volkswirtschaften beeinträchtigen, anstatt 
es zu fördern« So würde z.B. eine i s o l i e r t e Integration der 
Agrarmärkte ohne entsprechende Massnahmen auf dem i n d u s t r i e l 
len Gebiet starke Verzerrungen des agrarischt-industriellen 
Güteraustausches nach sich ziehen» Schafft man für einzelne 
Sektoren supranationale Organe statt einer für die gesamte 
europäische Wirtschaftspolitik verantwortlichen Spitze, so 
besteht die Gefahr der Verengung des Blickfeldes auf die 
Interessen des einzelnen Sektors und damit unkoordinierter 
Teilpläne. Verhandlungstechnisch bietet der Abschluss einer 
vereinzelten Union geringere Kompensationsmöglichkeiten 
als eine Integration auf breiterer Front« 

Integrationen führen zu Rückwirkungen auf die Zahlungs
bilanz» Solange die Vorbedingung der Währungskonvertibili-
tät nicht gegeben i s t , müssen die Rückwirkungen von T e i l 
integrationen zur Desintegration anderer Sektoren führen, 
da die alsdann notwendigen Massnahmen zum Ausgleich der 
Zahlungsbilanz (z.B. mengenmässige Restriktionen oder Spal
tung des Devisenmarktes) auf die verbliebenen nicht i n t e 
grierten Sektoren konzentriert werden müssen (vergl. Gut
achten vom 16» November 1952 Z i f f e r I, 3 bis 6). Die Län
der mit hohem Kostenniveau müssten sich gegen die Polgen 
der Uebersohwemmung ihrer Märkte mit b i l l i g e n Produkten 
durch Anpassungen i n anderen Bereichen der Volkswirtschaft 
wehren und Länder mit niedrigem Kostenniveau könnten bis 
zu Rationierungsmassnahmen getrieben werden« 
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4. Ohne Konvertierbarkeit der Währungen sind wirkliche Kosten 
und deren Unterschiede innerhalb der und zwischen den 
Branchen nicht erkennbar» Damit fehlt die Grundlage für 
eine ökonomische Wahl der Standorte und Produktions— 
Richtungen, deren abgewogene Verteilung über den gesataten 
Integrationsraum den wirtschaftlichen Sinn a l l e r Integra
tionen ausmacht* 

5» Keine Integration lässt sich mit dauerndem Erfolg verwirk
lichen! wenn nicht zuvor oder zumindest gleichzeitig die 
Währungen konvertierbar gemacht werden. 

II. 
6. Mit der Konvertierbarkeit i s t die erste und wichtigste 

Voraussetzung für die Herstellung eines vereinheitlichten 
europäischen Marktes auch für die Agrarwirtschaft erfüllt. 
Zugleich i s t damit die Grundlage einer wettbewerblichen 
Ordnung geschaffen. Diesem ersten Sohritt muss der Abbau 
der Zölle und der Handelshemmnisse folgen, um die erwünschte 
Orientierung der Produktion nach optimalen Standorten 
voranzutreiben« 

7. Die Gefahren, die im Zuge dieses Prozesses für einzelne 
Teile der heimischen Landwirtschaft entstehen, verlieren 
an Gewicht, je mehr 3ich die notwendige Umstellung i n Form 
von Verschiedenheiten im Wachstumstempo der einzelnen Er
zeugungen vollzieht. Die europäische Integration hat aber 
gerade die Aufgabe, das Wachstum des Sozialprodukts und*" 
damit der Nachfrage nach Agrarprodukten zu fördern, so dass 
es selbst i n den örtlich benachteiligten Betriebszweigen 
kaum zu einer absoluten Schrumpfung kommen dürfte, sondern 
nur zu einem relativen Zurückbleiben hinter den begünstig
ten Gegenden» Der Hinwels auf eventuelle Umstellungsgefah
ren kann daher nicht als Argument gegen den Zollabbau 
Uberhaupt benutzt werden. 

8. Die Reihenfolge und das Tempo des Abbaus der Agrarzölle 
• hängen von den im Zuge dieser Entwicklung sichtbar werden

den Markt- und Preistendenzen ab. Dasselbe g i l t für die 
Frage der Zölle des Integrationsraumes nach aussen. 
Für die Durchführung der i n Z i f f e r 6 bis 8 genannten Auf
gaben bedarf es keiner supranationalen.Behörde mit beson
deren Befugnissen— es genügt vielmehr der Ausbau der vor— 

1 handenen nationalen und internationalen Einrichtungen zur 
Marktbeobachtung und die Schaffung eines zentralen Büros 
(ähnlich dem Generalsekretariat der OEEC)« 

10. Die besondere Natur von Produktion und Absatz i n der Land
wirtschaft bringt unter Umständen Preisschwankungen mit 
sich, die über das für die Steuerung der Marktwirtschaft 
notwendige und zuträgliche Mass hinausgehen und die Ent
scheidungen der Landwirte irreführen. Eine Milderung 
dieser Preisausschlage wird bis zu einem gewissen Grade 
schon durch die grössere Markttransparenz erreicht, die als 
Folge der unter II Z i f f e r 6 bis 9 erwähnten Massnahmen zu 

9. 
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erwarten ist» In diesem Zusammenhang sollten die gesetzli
chen Vorschriften und die Usancen des Handelsverkehrs sowie 
die Massnahmen zur Förderung de« Absatzes vereinheitlicht 
werden (Lebensmittelgesetze, Preisberichterstattung, Preis
notierungen« Standardisierung, HändelsHossen, Termin
handel usw. ). 

11. Auch bei grundsatzlich wettbewerblioher Ordnung der Agrar— 
markte werden jedoch unter Umständen besondere Massnahmen 
zur Eindämmung von Preisschwankungen erforderlich sein 
(z.B. ausgleichende Einlagerungen von Stapelgütern duroh 
d i e öffentliche Hand). Auf einem vereinheitlichten Markt 
könnte diese Aufgabe n i c h t von den e i n z e l n e n Regierungen 
gelöst werden. Vielmehr raüsste zu diesem Zweck eine gemein
schaftliche Einrichtung geschaffen und mit dem nötigen 
Kapital a u s g e s t a t t e t werden. Die Kontrolle dieser Einrich
tung kann nicht agrarpolitischen Gremien überlassen bleiben, 
sondern muss nach gesamtwirtschaftlichen und europäischen 

v Gesichtspunkten erfolgen, eine Tatsache, die wiederum die 
Pragwürdigkeit i s o l i e r t e r Teilunionen bestätigt. 

III. 
12. Z i e l der I n t e g r a t i o n i s t n i c h t a l l e i n eine Steigerung der 

P r o d u k t i o n und der Produktivität i n den europäischen Ländern« 
Eine europäische I n t e g r a t i o n würde es-ermöglichen § -einen 
ansehnlichen T e i l der s e i t Kriegsende notgedrungen s t t t 
aus den östlichen europäischen Gebieten von Uebersee, insbe
sondere aus dem Dollarraum, bezogenen Güter wieder i n Europa 
s e l b s t zu gewinnen, und würde damit einen wesentlichen Bei
t r a g zur Sc h l i e s s u n g der Dollarlücke l e i s t e n . Damit würde 
z u g l e i c h d i e Versorgung Europas auch bei Erschwerung oder 
Gefährdung der Zufuhren von Uebersee erleichtert bzw« ge- , 
sichert. Die im allgemeinen europäischen Interesse geforderte 
R a t i o n a l i s i e r u n g der Landwirtschaft könnte durch Beschaffung 
und geeignete Lenkung der benötigten Kapitalien gefördert 
und i n d i e r i o h t i g e n Bahnen geleitet werden. Besondere 

~ Beachtung a l s europäisches Problem v e r l a n g t die Unterbrin-
gung und Sesshaftmachung der Vertriebenen. Die Präge der 
bäuerlichen Betriebsformen i s t i n i h r e r soziologischen : 

Tragweite zu beachten. 
13. Je mehr V o l k s w i r t s c h a f t e n 3ich d i e s e r K o o r d i n i e r u n g an-

s c h l i e s s e n , umso besser würde die Wirkung für die internatio
nale A r b e i t s t e i l u n g s e i n . Es besteht k e i n wirtschaftlicher 
A n l a s s , den Kreis der Teilnehmer auf die Montanunion zu be
grenzen, zumal gerade gegenüber Ländern ausserhalb der Mon
tanunion, z.B. gegenüber der Türkei, besondere Möglichkeiten 
der a g r a r i s c h - i n d u s t r i e l l e n Ergänzung vorhanden sind. 

14. Es d a r f nicht verkannt werden, dass die einzelnen i n Z i f f e r 
6 b i s 11 genannten Mittel nach der Grösse des Teilnehmer— 
kreises differenziert gehandhabt werden müssen, insbeson
dere danach, i n welchem Verhältnis innerhalb des Integra
tionsraumes Uebersohussländer und Zusohussländer sich zusam
menfinden. Der Vorsitzende 

Königswinter, den 22.Februar 1953 des Wissenschaftlichen Beir# s 

Hotel Margarethenhof b e i m Bunfleswirtachaftsmlnisterium 
gez. p r o f . D r . B von Beckerath 


